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Aktenzeichen: 6 ABR 63/82
Bundesarbeitsgericht 6. Senat Beschluß vom 2Q

- 6 ABR 63/82 -
I. Arbeitsgericht 

Düsseldorf
Beschluß vom 10 
- 9 BV 208/81 -

August 1985 

Februar 1982

II. Landesarbeitsgericht 
Düsseldorf

Beschluß vom 28. Juli 1982 
- 6 Ta BV 44/82 -

Für die Amtliche Sammlung: 
Für die Fachpresse:
Für das Bundesarchiv:

Ja J 
^  Alein

Entscheidungsstichwort.:
Beschlußverfahren-Antragsbefugnis

Gesetz: ArbGG § 83 Abs. 3, § 43 Abs. 1 Satz 2; GG Art. 92, 101, 5;
BetrVG § 48, § 56, § 50 Abs. 1, S 58 Abs. 1; AktG § 98 
Abs. 2 Nr. 3S § 291

Leitsätze:
1. Gegen die gesetzliche Grundlage und das Verfahren über 

die Berufung der ehrenamtlichen Richter am Bundesar­
beitsgericht bestehen keine verfassungsrechtlichen Be­
denken (im Anschluß an die Entscheidung des 5. Senats 
des Bundesarbeitsgerichts vom 28. August 1985 - 5 AZR 
616/84 - zur Veröffentlichung in der Fachpresse be­
stimmt ).

2. Ein Mitglied einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts, die 
zur Leitung eines Unternehmens gebildet ist, hat für ein 
Beschlußverfahren, mit dem die Wirksamkeit'der Entsen­
dung von Mitgliedern des bei diesem Unternehmen gebil­
deten Gesamtbetriebsrats in den bei einem weiteren Mit­
glied der Gesellschaft bürgerlichen Rechts gebildeten 
Konzernbetriebsrat geklärt werden soll, keine Antrags­
befugnis.

3. Für ein Beschlußverfahren mit diesem Gegenstand haben 
die im Konzern und im Unternehmen vertretenen Gewerk­
schaften keine Beteiligungsbefugnis. Die entgegensteh- 
hende Auffassung im Beschluß vom 15. August 1978 (BAG 
31, 58, 62) gibt der Senat auf.
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6 ABR 63/82
6 Ta BV HH/82 Düsseldorf
Verk'ündet am 
29. August 1985
Stöcker, 
Amtsinspektorln 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Beschluß

In Sachen
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hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Anhörung vom 29. August 1985 durch den 
Vizepräsidenten Professor Dr. Auffarth, die Richter Dr. 
Jobs und Dr. Leinemann sowie die ehrenamtlichen Richter 
Mayer und Dr. Steinhäuser beschlossen:
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Die Rechtsbeschwerde der Antragstellerin 
gegen den Beschluß des Landesarbeitsge­
richts Düsseldorf vom 28. Juli 1982 - 6 Ta 
BV 44/82 - wird zurückgewiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

G r ü n d e  :

A. Die Antragstellerin und die Beteiligte zu 3) sind die Ak­
tionäre der Beteiligten zu 2). Beide Aktionäre haben je 50 % der 
Stimmrechte in der Hauptversammlung der Beteiligten zu 2). Sie 
haben sich zum Zwecke einheitlicher Willensbildung zur "Vereini­
gung der Gesellschafter der S AG" in der Rechts­
form einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts (im folgenden: GbR) 
zusammengeschlossen. Zwischen dieser Gesellschaft und der Betei­
ligten zu 2) besteht ein aktienrechtlicher Beherrschungsvertrag.

Die Beteiligten streiten darüber, ob der Antragsgegner, der 
Gesamtbetriebsrat bei der Beteiligten zu 2), berechtigt ist, zwei 
seiner Mitglieder in den bei der Beteiligten zu 3) gebildeten 
Konzernbetriebsrat, den Beteiligten zu 1), zu entsenden.

Obwohl die Beteiligte zu 2) zuvor Einwände geltend gemacht 
hatte, hat der Antragsgegner in seiner Sitzung vom 29. Juli 1981 
wiederum beschlossen, weiterhin zwei Mitglieder in den Konzern­
betriebsrat bei der Beteiligten zu 3) (Beteiligter zu 1) zu ent-
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senden, nachdem dieser ihn in Abstimmung mit der Beteiligten zu 
3) zur konstituierenden Sitzung eingeladen hatte.

Daraufhin hat die Antragstellerin das vorliegende Beschluß­
verfahren mit Zustimmung der Beteiligten zu 2) eingeleitet mit 
dem Antrag festzustellen, daß der Antragsgegner nicht befugt sei, 
Mitglieder in den Konzernbetriebsrat der G Ak­
tienverein AG zu entsenden. Der Antragsgegner hat beantragt, den 
Antrag zurückzuweisen.

Das Arbeitsgericht hat nach dem Antrag der Antragstellerin 
erkannt. Auf die Beschwerde des Antragsgegners und des Beteilig­
ten zu 1) hat das Landesarbeitsgericht den Beschluß des Arbeits­
gerichts geändert und den Antrag als unzulässig abgewiesen. Mit 
der zugelassenen Rechtsbeschwerde erstrebt die Antragstellerin 
die Wiederherstellung des erstinstanzlichen Beschlusses. Der An­
tragsgegner und der Beteiligte zu 1) bitten um Zurückweisung der 
Rechtsbeschwerde.

B.I. In der Sozialgerichtsbarkeit sind Bedenken gegen die Ver­
fassungsmäßigkeit der Besetzung der Gerichte mit Rücksicht auf 
die Berufung der ehrenamtlichen Richter erhoben worden (vgl. 
Presseinformation des BSG Nr. 59/85 vom 20. August 1985). Da 
§ 43 Abs. 1 Satz 2 ArbGG mit § 45 Abs. 2 SGG hinsichtlich der 
Berufung der ehrenamtlichen Richter am Bundesarbeitsgericht und 
am Bundessozialgericht übereinstimmt, bestand für den Senat Ver­
anlassung, seine ordnungsgemäße Besetzung von Amts wegen zu prü-
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fen (BVerfGE 40, 356, 357, 360).

Der Senat ist ordnungsgemäß besetzt. Er stellt in Überein­
stimmung mit der Entscheidung des Fünften Senats des Bundesar­
beitsgerichts vom 28. August 1985 (5 AZR 616/84 - zur Veröf­
fentlichung bestimmt) fest:

1. Verfassungsrechtliche Bedenken gegen § 43 Abs. 1 Satz 2 
ArbGG sind nicht begründet. Nach der Rechtsprechung des Bundes­
verfassungsgerichts (BVerfGE 18, 241, 254; 26, 186, 196; 27, 312, 
320; 48, 300, 315; 54, 159, 166) fordert Art.. 92 GG, daß die 
rechtsprechende Gewalt durch staatliche Gerichte ausgeübt wird. 
Dazu gehört, daß die Bindung des Gerichts an den Staat auch in 
personeller Hinsicht hinreichend gewährleistet ist. Staatliche 
Gerichtsbarkeit muß nicht nur auf staatlichem Gesetz beruhen und 
der Erfüllung staatlicher Aufgaben dienen; das Organ, das sie 
ausübt, muß auch personell vom Staat entscheidend bestimmt sein.

Diesem Erfordernis genügt § 43 Abs. 1 Satz 2 ArbGG.. Dort 
ist vorgeschrieben, daß die ehrenamtlichen Richter vom Bundesmi­
nister für Arbeit und Sozialordnung berufen werden und "im ange­
messenen Verhältnis unter billiger Berücksichtigung der Minder­
heiten aus den Vorschlagslisten zu entnehmen" sind, die von den 
dafür vorgesehenen Verbänden eingereicht werden. Die Zusammen­
setzung des Gerichts wird danach vom zuständigen Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung entscheidend dadurch bestimmt, daß 
dieser die ehrenamtlichen Richter aufgrund eigener Entscheidungen 
den Vorschlägen der Verbände entnimmt, diese aber nicht über-
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nehmen muß. Wenn er bei der gebotenen umfassenden Überprüfung 
dazu gelangt, einzelne oder mehrere vorgeschlagene ehrenamtliche 
Richter nicht zu benennen, ist es ihm unbenommen, gegebenenfalls 
weitere Vorschläge anzufordern (BVerfGE 26, 186, 197; 27, 312, 
321).

2. Inwieweit der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
tatsächlich eine Auswahl aus den Listen vornimmt oder sich an die 
Vorschläge der Verbände hält, ist vom Senat nicht zu prüfen. Die 
Berufung zum ehrenamtlichen Richter ist nicht schon deshalb 
nichtig, weil Mängel in dem Verfahren der Berufung bestehen. 
Selbst wenn ehrenamtliche Richter nur aufgrund von Einzelvor­
schlägen oder von Listen berufen werden, die nicht mehr Namen 
enthalten, als ehrenamtliche Richter zu berufen sind, kann daraus 
nicht geschlossen werden, daß der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung sich an den Vorschlag für gebunden hielt und sich 
- gesetzwidrig - seiner Befugnis begeben hätte, die Zusammenset­
zung des Bundesarbeitsgerichts entscheidend zu bestimmen.

II. Die Rechtsbeschwerde der Antragstellerin ist zulässig.

1. Sie ist aufgrund der Zulassung durch das Landesarbeitsge- 
rieht an sich statthaft. Die Rechtsbeschwerde ist form- und 
fristgerecht eingelegt und begründet worden.

2. Die Antragstellerin war in der Vorinstanz beteiligt. Uber 
ihre Anträge ist in dem von ihr angefochtenen Beschluß entschie­
den worden (BAG 37, 31, 35 = AP Nr. 2 zu § 83 ArbGG 1979, zu
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I 2 a der Gründe; BGH2 4, 328, 331 ; Thomas/Putzo, ZPO, 13.
Aufl., § 511 Anm. 2a). Sie ist durch die Entscheidung des 
Landesarbeitsgerichts beschwert.

3. über die gesetzmäßige Zusammensetzung des Beteiligten zu 1) 
(Konzernbetriebsrat) und die damit zusammenhängenden Entsen- 
dungsrechte des Antragsgegners ist zutreffend im Beschlußverfah­
ren entschieden worden (§ 2 a Abs. 1 Nr. 1, § 8 Abs. 5, § 80 
Abs. 1 ArbGG, § 55 Abs. 1 BetrVG).

4. a) Die Antragstellerin ist nach § 124 Abs* 1, § 161 Abs. 2 
HGB parteifähig und damit zugleich auch für das arbeitsgericht- 
liche Beschlußverfahren beteiligungsfähig. § 10 ArbGG regelt die 
Partei- bzw. Beteiligtenfähigkeit nicht abschließend * sondern 
erweitert sie nur über die im Zivilprozeß geltenden Grundsätze 
hinaus. Die Antragstellerin ist auch beteiligungsbefugt (vgl.
BAG 37, 31, 36 f.; 39, 259, 261 f.).

b) Der Antragsgegner ist als nach dem Betriebsverfassungsgesetz 
beteiligte Stelle (§ 10 ArbGG) beteiligungsbefugt, weil die An­
tragstellerin ihren Antrag gegen ihn gerichtet hat (BAG 39, 259, 
262).

c) Beteiligungsfähigkeit und -befugnis der übrigen am Verfahren 
Beteiligten sind ebenfalls gegeben.

aa) Nach § 83 Abs. 3 ArbGG ist Beteiligter an einem arbeitsge­
richtliehen Beschlußverfahren, wer von der zu erwartenden Ent-
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seheidung in einem betriebsverfassungsmäßigen Recht oder Rechts­
verhältnis unmittelbar betroffen wird (vgl. BAG Beschluß vom 
13. März 1984 - 1 ABR 49/82 - AP Nr. 9 zu § 83 ArbGG 1979; BAG 
37, 31 = AP Nr. 2 zu § 83 ArbGG 1979; erkennender Senat, BAG 35, 
337 und BAG 39, 102). Die gesetzmäßige Zusammensetzung des Be­
teiligten zu 1) hängt von der Entseheidung in diesem Beschluß- 
verfahren ab.

bb) Die Beteiligten zu 2) und zu 3) sind von den sieh aufgrund 
einer Entscheidung in diesem Verfahren möglicherweise ändernden 
betriebsverfassungsreehtliehen Kompetenzen zwischen dem Antrags­
gegner und dem Beteiligten zu 1) auf Arbeitgeberseite betroffen 
(§ 50 Abs. 1, § 58 Abs. 1 BetrVG). Sie haben die Zuständig­
keitsbereiche auf den verschiedenen Stufen betrieblicher Mitbe­
stimmung zu beachten (erkennender Senat Beschluß vom 21. Oktober 
1980 - 6 ABR 41/78 - AP Nr. 1 zu § 54 BetrVG 1972, zu II 2 o der 
Gründe). Arbeitgeber als Organ der Betriebsverfassung ist gegen­
über dem Konzernbetriebsrat die Konzern-, hinsichtlich des Un­
ternehmens die Unternehmensleitung.

cc) Zu Reeht haben beide Vorinstanzen keine im Betrieb vertre­
tene Gewerkschaft am Verfahren beteiligt. Die im Unternehmen und 
im Konzern vertretenen Gewerkschaften haben zwar bezüglich des 
Ausschlusses von Mitgliedern des Gesamtbetriebsrats und des Kon­
zernbetriebsrats ein Antragsreeht (vgl. §§ 48, 56 BetrVG). Um 
die Wahrnehmung dieser Befugnisse handelt es sich aber hier 
nicht. Aus diesen Rechten läßt sich nicht entnehmen, daß auch für 
ein Beschlußverfahren, in dem die Wirksamkeit der Entsendung von
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Gesamtbetriebsratsmitgliedern in einen Konzernbetriebsrat über­
prüft werden soll, die Beteiligungsbefugnis der im Betrieb ver­
tretenen Gewerkschaften zu bejahen ist. Soweit dem die Entschei­
dung des erkennenden Senats vom 15. August 1978 - BAG 31» 58,
62 - entgegensteht, wird an der dort vertretenen Auffassung nicht 
festgehalten.

III. Die Rechtsbeschwerde ist nicht begründet. Das Landesar­
beitsgericht hat im Ergebnis zu Recht die Antragsbefugnis der 
Antragstellerin für das vorliegende Verfahren verneint. Die An­
tragstellerin hat für das von ihr eingeleitete Beschlußverfahren 
weder eine eigene noch eine abgeleitete Antragsbefugnis.

I.a) Als Aktionärin der Beteiligten zu 2) ist der Antragstellerin 
durch § 98 Abs. 2 Nr. 3 AktG zwar im Verfahren vor dem Landge­
richt ein Antragsrecht zur gerichtlichen Klärung Uber die Zusam­
mensetzung des Aufsichtsrats eingeräumt. Dies ist nicht Gegen­
stand des vorliegenden Verfahrens, mit dem die Überprüfung der 
betriebsverfassungsrechtlichen Entsendungsbefugnis des Antrags­
gegners begehrt wird.

b) Auch als Gesellschafterin der GbR mit der Beteiligten zu 3) 
steht der Antragstellerin im arbeitsgerichtlichen Beschlußver­
fahren keine Antragsbefugnis zu, mit der sie das von ihr er­
strebte Verfahrensziel erreichen könnte.

Die Antragstellerin ist nicht Arbeitgeber i.S. des Be­
triebsverfassungsrechts, da sie an keinem betriebsverfassungs-
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rechtlichen Rechtsverhältnis beteiligt ist und daher auch nicht 
in einem betriebsverfassungsrechtlichen Recht oder Rechtsver­
hältnis durch die von ihr beanstandeten Entsendungen von Mit­
gliedern des Antragsgegners in den Beteiligten zu 1) betroffen 
sein kann. Für den Antragsgegner ist Arbeitgeber i.S. des Be­
triebsverfassungsrechts allein die Beteiligte zu 2) als Unter­
nehmen, in dem ein Gesamtbetriebsrat gebildet ist. Nur diese ist 
betriebsverfassungsrechtlich Ansprechpartner für den Antragsgeg­
ner. Nur diese könnte daher etwa die Bildung und Zusammensetzung 
dieses Organs der Betriebsverfassung gerichtlich überprüfen las­
sen (vgl. den Beschluß des erkennenden Senats, BAG 31 > 58 = AP 
Nr. 3 zu § 47 BetrVG 1972).

Durch den zwischen der Beteiligten zu 2) und der GbR ge­
schlossenen Beherrschungsvertrag nach § 291 AktG, durch den die 
Leitung der Beteiligten zu 2) gemeinsam der Antragstellerin und 
der Beteiligten zu 3) unterstellt wird, hat die Antragstellerin 
ebenfalls keine Antragsbefugnis erworben. Die gesellschafts­
rechtliche Befugnis, die die Antragstellerin gegenüber der Be­
teiligten zu 2) innehat, vermittelt ihr nicht zugleich ein be­
triebsverfassungsrechtliches Recht, das sie in einem Beschluß­
verfahren durchsetzen könnte. Die Antragstellerin kann ihre Lei­
tungsmacht, auch in betriebsverfassungsrechtlich relevanten Fra­
gen, nur gemeinsam mit der Beteiligten zu 3) über die GbR gegen­
über der Beteiligten zu 2) durchsetzen. Es kann deshalb dahin­
stehen, ob, wie die Rechtsbeschwerde meint, gesellschaftsrecht­
liche und betriebsverfassungsrechtliche Rechtsstellungen mitein­
ander verbunden sind. Die Leitungsmacht der Gesellschafter der
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GbR kann nur durch gemeinschaftliche Geschäftsführung (§ 709 
Abs. 1, § 714 BGB) ausgeübt werden. Da die Stimmrechte der Ge­
sellschafter der GbR zu je 50 % bei der Antragstellerin und der 
Beteiligten zu 3) liegen, und die Beteiligte zu 3) den Antrag der 
Antragstellerin gegenüber dem Antragsgegner nicht mitträgt, kann 
die Mitinhaberschaft der gesellschaftsrechtlichen Leitungsmacht 
der Antragstellerin nicht die betriebsverfassungsrechtliche 
Rechtsposition eines "höheren" Arbeitgebers im Verhältnis zum 
Antragsgegner verleihen. Die betriebsverfassungsrechtliche Lei­
tungsmacht eines Arbeitgebers ist nur dort gegeben, wo sie im 
sozialen, personellen und wirtschaftlichen Bereich selbständig 
ausgeübt wird (vgl. erkennender Senat vom 21. Oktober 1980,
BAG 34, 230 ff. = AP Nr. 1 zu § 54 BetrVG 1972 mit Anm. 
Fabricius). Eine solche betriebsverfassungsrechtliche Leitungs­
macht hat die Antragstellerin nicht. Das arbeitsgerichtliche Be­
schlußverfahren ist nicht geeignet, gesellschaftsrechtliche Mei­
nungsverschiedenheiten der Obergesellschaften eines Gemein­
schaftsunternehmens zu klären, selbst wenn daran betriebsverfas­
sungsrechtliche Kompetenzen mittelbar angeknüpft sind. Die Klä­
rung gesellschaftsrechtlicher Leitungsbefugnisse ist nicht Auf­
gabe der Gerichte für Arbeitssachen, sondern der ordentlichen 
Gerichte.

Nur wenn die gesellschaftsrechtliche Befugnis eines Antrag­
stellers mit der des betriebsverfassungsrechtlich zuständigen 
Arbeitgebers identisch ist, kann eine Gesellschaft (nicht aber 
ein einzelner Gesellschafter) als Arbeitgeber antragsbefugt sein. 
Andere rechtliche Schlüsse lassen sich auch nicht aus der von der
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Rechtsbeschwerde zitierten Entscheidung des erkennenden Senats 
vom 21. Oktober 1980 (aaO) ziehen. Die Antragstellerin kann 
aufgrund ihres gesellsehaftsrechtlichen Verhältnisses zur Betei­
ligten zu 2) nicht Arbeitgeber im betriebsverfassungsrechtlichen 
Sinn und damit verantwortlicher Betriebspartner des Antragsgeg­
ners oder des Beteiligten zu 1) sein. Ein eigenes betriebsver­
fassungsrechtliches Recht steht ihr nicht zu. Ihr rechtliches 
Interesse, die betriebsverfassungsrechtliche Zuordnung der Be­
teiligten zu 2) zum Konzern der Beteiligten zu 3) zu klären, kann 
sie unter Beachtung von § 709 Abs. 1, § 714 BGB über die Betei­
ligte zu 2) verfolgen. Ob die Antragstellerin eine entsprechende 
Weisung an die Beteiligte zu 2) gegen den Willen der Beteiligten 
zu 3) durchsetzen kann, ist nach Zusammenhängen des Gesell­
schaftsrechts und nicht des Betriebsverfassungsrechts zu beur­
teilen .

2. Dem Landesarbeitsgericht ist darin beizutreten, daß eine 
Antragsbefugnis auch als gewillkürte Prozeßstandschaft für die 
Antragstellerin nicht in Betracht kommt.

Es bedarf keiner Beurteilung durch den Senat, ob im ar­
beitsrechtlichen Beschlußverfahren grundsätzlich die Geltendma­
chung von betriebsverfassungsrechtlichen Befugnissen durch Dritte 
im eigenen Namen ausgeschlossen ist. Auch wenn mit der Rechtsbe­
schwerde von der Möglichkeit einer solchen Rechtsverfolgung aus­
gegangen wird, kann dies hier nicht zur Annahme einer Antragsbe­
fugnis der Antragstellerin führen. Eine auch nach Auffassung der 
Rechtsbeschwerde hierfür jedenfalls notwendige Ermächtigung
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konnte durch die Beteiligte zu 2) nicht wirksam erteilt werden, 
weil die von der Antragstellerin mit diesem Beschlußverfahren 
wahrgenommenen Befugnisse von der Beteiligten zu 2) für sich 
allein nicht auf andere, hier also die Antragstellerin, über­
tragbar sind. Das von der Antragstellerin beanspruchte Recht, die 
Entsendungsbefugnis des Antragsgegners überprüfen zu lassen, 
steht der Beteiligten zu 2) betriebsverfassungsrechtlich als Ar­
beitgeber im Verhältnis zum Antragsgegner zu. Diese Befugnis ist 
untrennbar mit ihrer Funktion als Organ der Betriebsverfassung 
verbunden. Ihre Geltendmachung durch die Antragstellerin könnte 
daher nur dann wirksam sein, wenn die Antragstellerin auch die 
Rechtsstellung der Beteiligten zu 2) insgesamt erworben hätte.
Das trifft nicht zu. Eine davon losgelöste Übertragung einzelner 
Befugnisse kommt nicht in Betracht.

Dr. Auffarth Dr. Jobs Dr. Leinemann 
Mayer Dr. Steinhäuser
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